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BELARUS

Sehr geehrter Präsident Lukaschenko,
der 21-jährige Ivan Mikhailov wurde wegen der Verweigerung des Wehrdienstes angeklagt und ist deshalb seit dem 15. Dezember 2009 inhaftiert. Für Ivan Mikhailov ist es aufgrund seiner religiösen Überzeugung als messianischer Jude unmöglich, Militärdienst zu leisten. Stattdessen möchte er gemäss Artikel 57 der Belarussischen Verfassung einen alternativen zivilen Dienst leisten.

Im November 2009 wurde Dmitry Smyk, ein Zeuge Jehovas, zu einer hohen Geldstrafe verurteilt, weil er aus religiösen Gründen den Wehrdienst verweigert und sein Recht auf einen alternativen zivilen Dienst fordert. Er darf Belarus nicht verlassen und ist innerhalb des Landes in seiner Bewegungsfreiheit eingeschränkt.

Das Belarussische Verfassungsgericht hat bereits im Jahr 2000 dazu aufgerufen, dringend einen Alternativen Dienst einzurichten.

Ich möchte Sie auffordern:

- Ivan Mikhailov umgehend und bedingungslos freizulassen und die Anklage gegen ihn aufzuheben.

- die gegen Dmitry Smyk verhängte Geldstrafe und die Einschränkung seiner Bewegungsfreiheit aufzuheben und die Anklage gegen ihn zurückzuziehen.

- allen Männern, die aus Gewissensgründen den Wehrdienst verweigern, gemäss Artikel 57 der Belarussischen Verfassung, das Recht auf einen alternativen zivilen Dienst zu garantieren.

- ein Gesetz einzuführen, das einen alternativen zivilen Dienstes in Belarus ermöglicht.

Hochachtungsvoll
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